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DerFrauenbonussticht
DieBasler FDP schickt EvaBiland in die Regierungswahlen imHerbst. ChristianEgeler unterlag ihr denkbar knapp.

Hans-Martin Jermann

High Noon bei den Basler Frei-
sinnigen. Am Nominationspar-
teitag der FDP am Mittwoch-
abend zählte buchstäblich jede
Stimme: Im Duell um die frei-
sinnige Regierungskandidatur
setzte sich Eva Biland mit
hauchdünnem Mehr gegen
ihren internen Widersacher
Christian Egeler durch. Biland
erzielte imvierten (!)Wahlgang
42 Stimmen, Egeler 38.

Biland verpasste in den ers-
ten beiden Wahlgängen das da
noch nötige absolute Mehr um
jeweils eine einzige Stimme. Im
drittenWahlgang gab es gar ein
Patt:BilandundEgelervereinig-
ten je40Stimmenauf sich.Hät-
te es im vierten Wahlgang kei-

nenEntscheidgegeben,wäreein
Los-Entscheid nötig gewesen.
Trotz der unterschiedlichen
Positionierung – Biland gehört
demeher konservativen, Egeler
dem ökoliberalen Flügel an –
schienen die FDP-Mitglieder
fast allesamt mit beiden Kandi-
dierenden gut leben zu können.

Frauenkandidaturen:FDP
willTraumaüberwinden
Die Partei erlebte einen denk-
würdigen Abend mit engagier-
ten Voten. Einen nicht unwe-
sentlichen Einfluss auf die No-
mination Bilands dürfte die
Geschlechterfrage gehabt ha-
ben. Viele Wählende im Stadt-
kanton verlangten nach weibli-
chenVertretungen inderRegie-
rung.«WirhabendahermitEva

Biland die grössere Chance,
einen Sitz zu ergattern», sagte
eine Votantin.

Der ehemalige Grossrat Chris-
tophe Haller verwies auf die
schwierige Geschichte, welche
dieBaslerFDP inden letzten30
JahrenmitFrauenkandidaturen
hatte. «Wenn wir heute eine
Frau nominieren, dann werden
diese Diskussionen ein für alle-
mal derVergangenheit angehö-
ren», sagte er. Die Nomination
Bilands werde auch einen posi-
tiven Einfluss haben auf die
Grossratswahlen, orakelte Hal-
ler. «Wir werden zulegen.»

DieBefürworter vonEgelers
Kandidatur führten vor allem
dessengrosseBekanntheit sowie
dessen fachliche Eignung ins
Feld. Egeler ist ETH-Bauinge-
nieur undwäre alsWidersacher
der amtierenden Baudirektorin
Esther Keller (GLP) am geeig-

netsten, hiess es. Die Supporter
Egelers zeigten sich überzeugt,
dass mit dem langjährigen
GrossratderRegierungssitz ein-
facher zurück zu holen sei.

Bilandpolitisierte rundzehn
Jahre lang imBettingerGemein-
derat, zuletzt als dessen Vize-
präsidentin.Die52-Jährige führt
in Riehen eine Hausarztpraxis.
Auch kandidiert sie bei den
Grossratswahlen. Sie wirdwohl
gemeinsammitdenRegierungs-
mitgliedern Conradin Cramer,
StephanieEymann (beideLDP)
und Lukas Engelberger (Mitte)
sowie SVP-Kandidat Stefan Su-
ter einbürgerlichesFünferticket
bilden. Die Freisinnigen segne-
tendieses ebenfalls ab.DieEnt-
scheidederLDP-undderMitte-
Basis stehen indes noch aus.

Soll für die Basler FDPden 2020
verlorenen Regierungssitz zu-
rückholen: Eva Biland. Bild: zvg

WohnungenstattKino inderSteinen
Mit demErsatz von vierHäusern in der Basler Steinenvorstadt wird dieWohnfläche erhöht.

Lisa Kwasny

Wohnen in der Steinenvorstadt
bedeutet zwei Dinge: Man
wohnt so zentral, wie es nur ir-
gendwie geht. Und: Es ist un-
glaublich laut. Denn die Stei-
nenvorstadt ist nicht nur von
Einkaufsläden gesäumt, sie ist
auchdieAusgangsmeileBasels.
Dicht an dicht stehen die Bars,
in welchen vor allem am Wo-
chenende Shishas geraucht,
turmweise Bier getrunken und
Cocktails genippt werden.

DochdasGebiet ist imWan-
del: Im Juni vor einem Jahr
schloss mit dem Pathé Küchlin
das letzte Kino, womit für die
Steinenvorstadt, auch Kino-
strasse genannt, eine Ära ende-
te.Gleichzeitig scheintdasWoh-
nen nun grössere Beachtung zu
finden: Über dem Balz-Club
entstandenWohnungen für Stu-
dierende, an der Steinenvor-

stadt42wurdeeinHotel gebaut
und das Hochhaus Steinentor
bei derHeuwaage soll einem74
Meter hohen Wohn- und Ge-
schäftsturmweichen.

UnddieseEntwicklung setzt
sich fort. Aus einem generellen
Baubegehren, das dieseWoche
beim Bauinspektorat des Bau-
undVerkehrsdepartements ein-
gegangen ist, geht hervor, dass
vier Häuser in der Steinenvor-
stadt abgerissenundneugebaut
werden sollen.

Konkret handelt es sich um
die Steinenvorstadt 16, 18, 20
und 22, beziehungsweise um
das Steinenbachgässlein 11, 13,
15 und 17. Die Häuser liegen,
vom Barfüsserplatz aus gese-
hen, im erstenDrittel der Stras-
se, direkt neben dem IWB City
Center.

Die beim Bauinspektorat
einsehbaren Pläne verraten ei-
niges darüber, wie das Baupro-

jekt grobaussehen soll.Geplant
ist ein sechs-, beziehungsweise
siebenstöckiger Bau,womit der
Neubau imVergleich zuden ak-
tuellen Häusern um ein Stock-
werk wachsen wird. Die ersten
zweiStockwerkezurSteinenvor-
stadt hinwerden,wiebisher, als
Gewerbefläche genutzt. Durch
die Erhöhung der Strasse liegt
derEingang zumHausauf Seite
Steinenbachgässlein ein Stock-
werkhöher.DieweiterenStock-
werke werden als Wohnfläche
konzipiert. Geplant sind ver-
schiedeneEin- bisVierzimmer-
wohnungen.

Damit soll das neue Haus
mehrWohnflächebietenals bis-
her. Aktuell werden 1080 Qua-
dratmeter vonGewerbetreiben-
den genutzt, die Gewerbe- und
Wohnflächen sind auf fünf der
sechs Etagen verteilt. Im Neu-
bau soll die Gewerbefläche nur
noch 808 Quadratmeter betra-

gen. Dafür steigt die Wohnflä-
che um 170 Prozent auf 1659,5
Quadratmeter. Damit sollten
auch die Bedingungen des
Wohnraumschutzes erfüllt sein.

Die Bauherrschaft hat die
ImbaLiegenschaften. Ihr gehör-
en beispielsweise mehrere Lie-
genschaften an der Haupt- und
Rheingasse inBirsfelden,die im
Rahmen des neuen Quartier-
plans ebenfalls neu gebautwer-
den sollen. Bei der Imba unter-
schriftenberechtigt ist Hüseyin
Bal, Leiter der CEM Gastro.
DemUnternehmengehört auch
dasAlfaHotel, einSeminarhotel
in Birsfelden.

Die ImbaLiegenschaftenhat
die Vischer Architektenmit der
Planung des Neubaus betraut.
Siehabennebenverschiedenen
Wohnhäusern auch das Passa-
gierterminal am Euroairport
oder das Vogelhaus im Zoo Ba-
sel entworfen.

Diese vier alten Häuser in der Steinenvorstadt sollen weichen. Bild: Kenneth Nars

RegierungsratAticinimmt
StellungzuUnibesetzungen
Die SVP forderte Antworten zumVorgehen derUni.
Diese beantragt Personendaten der Besetzenden.

Vor zehn Tagen kam es an der
Universität Basel zum zweiten
Mal innerhalbvonzweiWochen
zu einem Polizeieinsatz. Dies,
weil etwa 50Personen rundum
die propalästinensische Grup-
pierung «Unibas4Palestine»
Räumlichkeiten besetzt hatten.
Bürgerliche Politikerinnen und
Politiker kritisierten das Vorge-
henderUni als zu lasch.DieLei-
tung habeUltimaten aktionslos
verstreichen lassenundhabe zu
lange nicht räumen lassen.

InFormvonzwei Interpella-
tionenwolltendieSVP-Grossrä-
te JoëlThüringundFelixWehrli
gestern imGrossenRatAntwor-
ten von Bildungsdirektor Mus-
tafaAtici (SP). «IchbinderMei-
nung, die Unileitung hat nicht
richtig reagiert, sagte Thüring.
So wisse man etwa aus der Kin-
dererziehung, dass esnicht sinn-
voll sei, auf Ultimaten keine Ta-
ten folgen zu lassen.

Wehrli wollte unter anderem
wissen, wieso der Regierungsrat
nicht selbst Strafantrag gestellt
und eine Räumung beantragt
habe. Atici stellte klar, dass es
nicht in der Kompetenz des Re-
gierungsrates liege, direkt in
den Universitätsbetrieb einzu-

greifen. Er erklärte das Vorge-
hen der Uni bei der Besetzung
des Bernoullianums. So habe
die Uni zwischen dem Einrei-
chen eines Strafantrags und
dem Eingreifen der Polizei be-
wusst ein Zeitfenster offen ge-
lassen. Dies, umdenAktivistin-
nen undAktivisten dieMöglich-
keit zu bieten, das Gebäude
freiwillig zu verlassen. Die Uni-
versität habe versucht eine Es-
kalation durch eine polizeiliche
Räumung zu vermeiden, damit
keineGebäude beschädigt oder
Personen verletzt werden.

Universitätbehält sich
Massnahmenvor
Nach der Räumung der ersten
Besetzung, am 15. Mai, hat die
Polizei die Personalien von 43
Personen aufgenommen. Am
27. Mai wurden die Daten von
20 Personen aufgenommen.
DieUni habe bei der Polizei die
Herausgabe der Personalien
beantragt und behalte sich
Massnahmen vor, sagte Atici.
Wie viele Aktivistinnen und
Aktivisten sich an sämtlichen
Besetzungen beteiligt haben,
sei dem Regierungsrat nicht
bekannt. (zaz)

30MillionenFrankenfür
Ausbildung imPflegebereich
Pflege Mit der Corona-Pande-
mie ist derPersonalnotstand im
Gesundheitswesen aufs politi-
scheTapet gekommen.DerBas-
ler Grosse Rat hat sich amMitt-
woch mit einer Gegenstimme
für die vom Regierungsrat vor-
geschlagene Ausbildungsoffen-
sive im Pflegebereich ausge-
sprochen. Diese entspricht der
UmsetzungderPflegeinitiative,
die 2021 von der Basler Stimm-
bevölkerungangenommenwur-
de.DieRegierung rechnetbis im
Jahr 2031 mit Mehrkosten von

bis zu30MillionenFranken.Da-
mit kommt der Kanton einer
Verpflichtungnach,diedasPfle-
geausbildungsförderungsgesetz
des Bundes vorgibt. Der kanto-
naleGesetzesentwurf sieht eine
Förderung der Ausbildung und
eine Ausbildungspflicht im Be-
reichderPflegevor, unter ande-
rem mit Stipendien. Bisher gab
es in Basel-Stadt keine gesetz-
lich verankerte Verpflichtung
von Gesundheitsinstitutionen
zur praktischenAusbildungvon
Pflegefachpersonen. (bz)

Grosser Rat
Stimmvolkhat letztes
Wort zurMusik-Initiative

Vielfalt DieBaslerLegislative ist
gegen die Volksinitiative «für
mehrMusikvielfalt».DerGros-
se Rat folgte der zuständigen
KommissionundderRegierung.
Die Initiative fordert, dass der
Kantondas freieMusikschaffen
mit mindestens einem Drittel
des Förderbudgets im Bereich
Musik fördert. (bz)

Hundehaltermüssen
wieder in dieSchule

Kurspflicht Der Grosse Rat hat
sich grossmehrheitlich für die
Wiedereinführung der Kurs-
pflicht für Hundehalterinnen
und Hundehalter ausgespro-
chen. Dies ist eine Reaktion auf
den Anstieg der Hundebissver-
letzungen im Kanton. Einzelne
Mitglieder der FDP- und der
SVP-Fraktion hatten sich da-
gegen ausgesprochen. (bz)


